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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Memet Kilic, 

Josef Philip Winkler, Dr. Konstantin von Notz, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 17/12193 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Klarstellung des assoziationsrechtlichen 
Rechtsstatus Staatsangehöriger der Türkei im Aufenthalts-, 
Beschäftigungserlaubnis- und Beamtenrecht 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Sevim Dagdelen, Jan Körte, 

Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

- Drucksache 17/7373 - 

50 Jahre deutsch-türkisches Anwerbeabkommen - Assoziationsrecht wirksam 
Umsetzen 


A. Problem 

Infolge des vor 50 Jahren geschlossenen deutsch-türkischen Anwerbeabkom- 
mens wanderten viele türkische Bürgerinnen und Bürger in die Bundesrepublik 
Deutschland ein. Aus dem Abkommen vom 12. September 1963 zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Türkei und den auf dieser Grundlage ergangenen Rechtsakten ergeben sich 
Rechte für die in der EU lebenden Staatsangehörigen der Türkei und ihre 
Familienangehörigen. Die Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE 
LINKE, sind der Ansicht, das deutsche Recht und insbesondere das Aufenthalts- 
recht widersprächen an einigen Stellen den Vorgaben des Assoziationsrechts. 
Urteile des Europäischen Gerichtshofs, welche die Unvereinbarkeit der deut- 
schen Normen mit dem europäischen Recht festgestellt hätten, seien in Deutsch- 
land jedoch bislang nicht oder allenfalls unzureichend umgesetzt worden. 


B. Lösung 

Zu Buchstabe a 

Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drueksaehe 17/12193 mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
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DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD. 

Zu Buchstabe b 

Ablehnung des Antrags auf Drueksaehe 17/7373 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD. 


C. Alternativen 

Annahme einer der Vorlagen. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf auf Drucksache 17/12193 abzulehnen, 

b) den Antrag auf Drucksache 17/7373 abzulehnen. 


Berlin, den 24. April 2013 

Der Innenausschuss 


Wolfgang Bosbach 

Reinhard Grindel 

Rüdiger Veit 

Serkan Türen 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Sevim Dagdelen 

Memet Kilic 



B erichters tatterin 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Reinhard Grindei, Rüdiger Veit, Serkan Toren, 
Sevim Dagdeien und Memet Kiiic 


I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/12193 wurde in der 
225. Sitzung des Deutschen Bundestages am 28. Februar 
2013 an den Innenausschuss federführend sowie an den Aus- 
wärtigen Ausschuss, den Rechtsausschuss, den Ausschuss 
für Arbeit und Soziales, den Ausschuss für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe und den Ausschuss für die Angelegen- 
heiten der Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

Der Antrag auf Drucksache 17/7373 wurde in der 139. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 10. November 2011 an 
den Innenausschuss federführend sowie an den Auswärtigen 
Ausschuss, den Rechtsausschuss, den Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, den Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, den Ausschuss für Menschenrechte und huma- 
nitäre Hilfe und den Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Aussehüsse 

Zu Buchstabe a 

Der Auswärtige Ausschuss hat in seiner 84. Sitzung am 
24. April 2013 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen SPD 
und DIE LINKE, empfohlen, den Gesetzentwurf abzu- 
lehnen. 

Der Rechtsausschuss hat in seiner 128. Sitzung am 24. April 
2013 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD die Ablehnung des Gesetzentwurfs emp- 
fohlen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat in seiner 
132. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, den 
Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuss für F amilie, Senioren, Fr auen und J ugend 

hat in seiner 95. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD die 
Ablehnung des Gesetzentwurfs empfohlen. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 

hat in seiner 84. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
empfohlen, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union hat in seiner 89. Sitzung am 24. April 2013 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 


Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs empfohlen. 

Zu Buchstabe b 

Der Auswärtige Ausschuss hat in seiner 84. Sitzung am 
24. April 2013 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE 
LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimment- 
haltung der Fraktion der SPD empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 

Der Rechtsausschuss hat in seiner 128. Sitzung am 24. April 
2013 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD die Ablehnung des Antrags empfohlen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat in seiner 
132. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSÜ und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für F amilie, Senioren, F rauen und Jugend 

hat in seiner 95. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD die 
Ablehnung des Antrags empfohlen. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 

hat in seiner 84. Sitzung am 24. April 2013 mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union hat in seiner 89. Sitzung am 24. April 2013 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
die Ablehnung des Antrags empfohlen. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

Der Innenausschuss hat in seiner 96. Sitzung am 13. März 
2013 beschlossen, eine öffentliche Anhörung zu den Vor- 
lagen durchzuführen. Die öffentliche Anhörung hat der In- 
nenausschuss in seiner 102. Sitzung am 15. April 2013 
durchgeführt. Auf das Protokoll 17/102 der Anhörung, an 
der sich sechs Sachverständige beteiligt haben, wird hinge- 
wiesen. 

Der Innenausschuss hat die Vorlagen in seiner 105. Sitzung 
am 24. April 2013 abschließend beraten. Den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 17/12193 empfiehlt er mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
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Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD abzulehnen. 

Den Antrag auf Drucksache 17/7373 empfiehlt der Innen- 
ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD abzulehnen. 


Berlin, den 24. April 2013 


Reinhard Grindel 

Berichterstatter 


Rüdiger Veit Serkan Türen Sevim Dagdelen Memet Kilie 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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